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Zukunftsaufgaben der westdeutschen Landwirtschaft

Nach dem ersten Weltkrieg hatte es rd. 10 Jahre gedauert, bis in der Landwirtschaft die Kriegsfolgen überwunden und 
die Vorkriegserträge wieder erreicht waren. Demgegenüber konnten nach dem zweiten Weltkrieg die diesmal besonders 
schweren Schäden viel schneller ausgeglichen werden. Bereits 1950 wurden im Durchschnitt sämtlicher Feldfrüchte 
(in Getreidewert) die Erträge der Jahre 1935/39 wieder erzielt und überschritten. Auch die Erzeugung tierischer Produkte 
überstieg schon 1951 das Vorkriegsniveau. Wenn auch zu dieser Entwicklung zum Teil die günstige Witterung beigetra-
gen hat, so sollte doch die besondere Leistung der westdeutschen Landwirtschaft nicht übersehen werden. Die Bemü-
hungen der Landwirtschaft wurden durch tatkräftige Auslandshilfe angeregt und unterstützt. Die Währungsreform bot 
die Voraussetzung für eine starke Mechanisierung und Intensivierung der Betriebe.

Aus dem Wochenbericht Nr. 4 vom 28. Januar 1955

http://www.diw.de
mailto:kundenservice%40diw.de?subject=
http://www.diw.de/wochenbericht
http://www.diw.de/wb-anmeldung
mailto:kundenservice%40diw.de?subject=
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ZITAT

„Trumps Rückkehr ins Weiße Haus bedeutet einen Rückschlag für die US-Klima- und 

Energiepolitik. Mit einem Fokus auf fossile Energien und einer Abkehr von Klima-

schutzmaßnahmen rücken die US-Klimaziele in weite Ferne, was globale Bemühungen 

zur Eindämmung des Klimawandels erheblich gefährdet.“  

— Franziska Holz —

US-Klimazielen droht dramatischer Rückschlag unter erneuter Trump-Präsidentschaft

 













    




































 

 

















AUF EINEN BLICK

Neuer Dämpfer für US-Energie- und Klimapolitik 
unter Trump: EU muss mit ambitionierten 
Schritten vorangehen
Von Franziska Holz, Claudia Kemfert, Christian von Hirschhausen, Charlotte Baron und Björn Steigerwald

• Studie untersucht Energiewende in den USA und gibt Ausblick – Fossile Energien dominieren 
wohl auch in Zukunft 

• Mit erneuter US-Präsidentschaft von Donald Trump droht Dämpfer für klimafreundliche Initiativen 

• Emissionsreduktion in USA unzureichend, um Klimaziele zu erreichen

• Einzelne US-Bundesstaaten etwa mit Blick auf erneuerbare Energien sehr progressiv, in 
republikanischen Staaten starke Abhängigkeit von Kohle und Gas 

• Deutschland und Europäische Union sollten CO2-Reduktionskurs und Atomausstieg konsequent 
fortsetzen und klimapolitische Lösungen ohne die USA finden

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Mit der Wiederwahl von Donald Trump zum US-Präsidenten 

steht die amerikanische Energie- und Klimapolitik erneut vor 

einem fundamentalen Einschnitt. Während Trumps Vorgänger 

Joe Biden mit Investitionsprogrammen wie dem Inflation 

Reduction Act den klimafreundlichen Umbau der Wirtschaft 

unterstützte, ist Trump ein ausgesprochener Klimaskeptiker 

und Freund der fossilen Energien sowie der Atomkraft. Er 

dürfte erneut Initiativen für Umwelt- und Klimaschutz zurück- 

und die Förderung fossiler Energien hochfahren, dieses Mal 

vermutlich deutlich zielgerichteter und planvoller als während 

seiner ersten Amtszeit. Jedoch sind die von ihm angekün-

digten Maßnahmen widersprüchlich: Eine Ausweitung der 

Energieexporte könnte zu einer Anpassung der US-Energie-

preise ans höhere Weltmarktniveau führen, obwohl es Trumps 

erklärtes Ziel ist, die Lebenshaltungskosten zu senken. Gleich-

zeitig werden wohl in einzelnen Bundesstaaten klimapolitische 

Maßnahmen wie CO2-Preise aufrechterhalten. Deutschland 

und die EU dürfen sich nicht auf einen klimapolitischen Unter-

bietungswettbewerb einlassen, sondern müssen den Green 

Deal der Europäischen Union und den Ausstieg aus fossilen 

Energien konsequent vorantreiben.

Am 20. Januar ist Donald Trump als US-Präsident ins Weiße 
Haus zurückgekehrt. Die nächsten Jahre werden entschei-
dend sein, um nationale und internationale Klimaziele zu 
erreichen. Mit Präsident Trump rücken diese Ziele aber in 
weite Ferne. Die USA sind einer der größten Energiepro-
duzenten und das Land mit den zweithöchsten Emissionen 
der Welt. Damit ist der US-Kurs entscheidend für die globa-
len Bemühungen, den Klimawandel einzudämmen. Dieser 
Bericht gibt einen Ausblick, was in Klima- und Energiefra-
gen von Trump zu erwarten ist und ordnet die möglichen 
Entwicklungen ein.

Status quo: Überwiegend fossile 
Energieproduktion und -nutzung, nur langsame 
Dekarbonisierung

Die USA bestreiten traditionell einen Großteil ihres Ener-
gieverbrauchs aus eigener Förderung und sind somit weit-
gehend energieautark. Zwar ist in den vergangenen Jah-
ren ein Ausbau der erneuerbaren Energien zu beobachten, 
allerdings ist die fossile Energieproduktion nicht gleichzei-
tig gesunken, sondern im Zuge des Booms von Schiefer-
gas und -öl sogar gestiegen (Abbildung 1). Der Anteil aller 
erneuerbaren Energien (Wind, Solar, Wasserkraft) an der 
US-Primärenergiegewinnung ist seit 1990 von 5,6 Prozent 
auf 8,2 Prozent im Jahr 2023 gestiegen. Im Vergleich dazu 
liegt der Anteil der Erneuerbaren an der Primärenergiege-
winnung in Deutschland bei über 60 Prozent.1 Außerdem 
nutzen die USA weiterhin Kernenergie, deren Anteil eben-
falls rund acht Prozent beträgt.

Einerseits hat die Kohle in den USA an Bedeutung verloren, 
die noch bis Mitte der 2000er Jahre der wichtigste Energie-
träger war, nun aber nur noch rund 11,5 Prozent der Primär-
energieerzeugung ausmacht. Auch während der ersten Präsi-
dentschaft Trumps von 2017 bis 2020 wurde der Abwärtstrend 
der Kohleförderung nicht aufgehalten. Andererseits stieg die 
Bedeutung von Erdgas und Öl. Ihr Anteil an der Primärer-
zeugung lag 2005 noch bei 27,5 Prozent beziehungsweise 

1 Vgl. Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen. Auswertungstabellen (online verfügbar, abgerufen 

am 7. Januar 2025. Dies gilt auch für alle anderen Onlinequellen des Berichts, sofern nicht anders 

vermerkt).

Neuer Dämpfer für US-Energie- und 
Klimapolitik unter Trump: EU muss mit 
ambitionierten Schritten vorangehen
Von Franziska Holz, Claudia Kemfert, Christian von Hirschhausen, Charlotte Baron und Björn Steigerwald

US-ENERGIE- UND KLIMAPOLITIK

https://doi.org/10.18723/diw_wb:2025-4-1
https://ag-energiebilanzen.de/daten-und-fakten/auswertungstabellen/
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20 Prozent, ist mittlerweile (2023) aber auf 38 beziehungs-
weise 34 Prozent gewachsen, Tendenz weiter steigend. Somit 
hat der Zuwachs in der Öl- und Gasproduktion den Rück-
gang der Kohle mehr als kompensiert. Insgesamt machen 
fossile Energien derzeit 84 Prozent der US-Energieerzeu-
gung aus. Die USA sind seit 2019 nicht mehr Nettoimpor-
teur von Energie, sondern Nettoexporteur (Abbildung 2). 
Insbesondere die Abhängigkeit von ausländischem Öl hat 
durch den Boom von Schiefergas und -öl massiv abgenom-
men. Seit 2017 fördern die USA zudem mehr Erdgas, als sie 
verbrauchen. Auch Deutschland importiert seit dem Ende 
der Gaslieferungen aus Russland infolge des Ukraine-Kriegs 
seit 2023 US-Flüssiggas (LNG), das in Trumps erster Amts-
zeit als „Freedom gas“ vermarktet wurde.2

Ein Großteil der in den USA produzierten Energie wird dort 
auch verbraucht. Das Argument, dass einheimische Erneuer-
bare zur Energiesicherheit beitragen, hat für die USA wenig 
Bedeutung, weil dort Energiesicherheit insbesondere über 
Erdöl definiert wird und dieses seit dem Schieferölboom 
auskömmlich verfügbar ist. Daher spiegelt der Energiever-
brauch die hohe Abhängigkeit von fossilen Energieträgern 
wider, deren Anteil am Primärenergieverbrauch bei rund 
83 Prozent liegt (Abbildung 3). Das ist deutlich höher als 
in Deutschland, wo der Anteil Fossiler am Primärenergie-
verbrauch mit knapp 78 Prozent vergleichsweise hoch ist.3

Der Anteil fossiler Energien am Verbrauch ist seit 2005 aber 
trotz des Schieferöl- und gasbooms leicht zurückgegangen, 
denn bis 2005 betrug er viele Jahre lang stabil rund 88 Pro-
zent. Dies liegt daran, dass zumindest in einigen Regionen 
ein teilweise starker Ausbau erneuerbarer Energien erfolgt 
ist, deren Anteil am gesamten Primärenergieverbrauch 2023 
neun Prozent betrug. In den Bundesstaaten Iowa, South 
Dakota, Kansas und Oklahoma werden bereits mehr als 
40 Prozent der Stromerzeugung aus Wind bereitgestellt; in 
Kalifornien und Texas mehr als 25 Prozent aus Solarener-
gie.4 Der Erneuerbaren-Ausbau wurde vor allem durch sin-
kende Investitionskosten sowie aufgrund regional sehr guter 
Potenziale für erneuerbare Energien (wie Wind und Sonnen-
energie) und in regional liberalisierten Strommärkten wie 
Kalifornien und Texas erreicht. Aus energiewirtschaftlicher 
Sicht ist auch ein weiterer Ausbau erneuerbarer Energien 
machbar und kostengünstig.5

2 Für eine ökonomische Bewertung der Rolle von US-LNG auf dem europäischen und globalen 

Erdgasmarkt siehe Ruud Egging-Bratseth, Franziska Holz und Victoria Czempinski (2021): Freedom 

Gas to Europe: Scenarios analyzed using the Global Gas Model. Research in International Business 

and Finance, Vol. 58, 101460 (online verfügbar).

3 Der Anteil erneuerbarer Energien am Primärenergieverbrauch beträgt in Deutschland knapp 

20 Prozent. Vgl. Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen, a. a. O.

4 Vgl. Energy Information Administration: Net Generation by State by Type of Producer by 

 Energy Source (EIA-923, online verfügbar).

5 Vgl. Mark J. Jacobson et al. (2015): Low-Cost Solution to the Grid Reliability Problem with 

100 % Penetration of Intermittent Wind, Water, and Solar for All Purposes. Proceedings of the 

 National Academy of Sciences 112 (49), 15060–15065 (online verfügbar).

Abbildung 1

US-Primärenergiegewinnung seit 2005
In Millionen Gigawattstunden (GWh)

 













        












Anmerkung: Unter Rohöl sind Crude oil und NGL (Natural Gas Liquids) zusammengefasst.

Quellen: Eigene Darstellung basierend auf Daten von EIA).

© DIW Berlin 2025

Die Förderung fossiler Energien macht seit Jahrzehnten mehr als 80 Prozent der 
US-Energieproduktion aus.

Abbildung 2

Nettoenergieexporte der USA seit 2005
In Millionen Gigawattstunden

 























        

Anmerkung: Unter Rohöl sind Crude oil und NGL (Natural Gas Liquids) zusammengefasst.

Quellen: Eigene Darstellung basierend auf Daten von EIA).

© DIW Berlin 2025

Seit 2019 sind die USA Nettoexporteur von Energie, getrieben durch die seit Mitte 
der 2010er Jahre erlaubten und steigenden Exporte von Rohöl und Erdgas.

https://doi.org/10.1016/j.ribaf.2021.101460
https://www.eia.gov/electricity/data/state/annual_generation_state.xls
https://doi.org/10.1073/pnas.1510028112
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Stark gestiegene Energiepreise

Die Energiepreise sind für die US-Politik ein Gradmesser für 
die Zufriedenheit der Bevölkerung. Die zuletzt gestiegenen 
und volatileren Preise für Benzin, Gas und Öl waren ein zen-
trales Thema im Wahlkampf. So waren die Preise für Rohöl 
und damit vor allem für Benzin während der Biden-Amts-
zeit deutlich höher als während der ersten Regierung von 
Trump (Abbildung 4). Die höheren Preise der vergangenen 
Jahre dürften mit der immer stärker gewordenen Einbin-
dung der US-Öl- und Gasproduzenten in den Weltmarkt 
in Verbindung stehen. Damit hängen die US-Preise stärker 
von Entwicklungen auf dem Weltmarkt ab als in den Jah-
ren vor der Aufhebung der Exportverbote 2015/16, was bei-
spielsweise die Preisspitzen 2022 während der durch Russ-
land ausgelösten Energiekrise in Europa erklärt.6

Sowohl die Republikaner als auch die Demokraten bean-
spruchten im Wahlkampf für sich, die Lösung für die „cost 
of living crisis“ (Lebenshaltungskostenkrise) zu haben und 
gaben jeweils der anderen Partei die Schuld an den hohen 
Energiepreisen. Dieser Fokus auf Energiepreise macht eine 
preisbasierte Klimapolitik mit einem Instrument wie dem 
CO2-Preis für alle Parteien schwierig. Dementsprechend gibt 
es in den USA kein nationales Emissionshandelssystem und 
bereits seit der Präsidentschaft von Barack Obama keine 
ernsthaften Bemühungen mehr, ein solches einzuführen.

Bereits jetzt zu wenig ambitionierte 
klimapolitische Verpflichtungen

Die USA sind nach China der weltweit zweitgrößte Treib-
hausgasemittent. Auch bei den Pro-Kopf-Emissionen liegen 
die USA weit vorn – mit einem Emissionsniveau, das mehr 
als doppelt so hoch wie das deutsche ist.7 Laut UN-Klima- 
Rahmenabkommen UNFCCC haben die USA 2021, dem 
letzten Jahr, für das Zahlen vorliegen, ihre Treibhausgas-
emissionen nur um 2,3 Prozent gegenüber dem Vergleichs-
jahr 1990 reduziert.8 Im Gegensatz dazu sanken die Emis-
sionen von Deutschland und der Europäischen Union seit 
1990 um jeweils rund 23 Prozent.

Die USA haben sich 2021 unter Präsident Biden wie die aller-
meisten Industriestaaten zum langfristigen Ziel der Klima-
neutralität bis 2050 verpflichtet.9 Jedoch sind die bisherigen 
mittelfristigen Ziele auf dem Weg dahin noch unklar und 
wenig ambitioniert. Allerdings wurden noch im Dezember 

6 Auch das US-Energieministerium geht davon aus, dass Exporte von US-LNG zu höheren Gas-

preisen im Inland führen, siehe U.S. Department of Energy (2024): Energy, Economic, and Environ-

mental Assessment of U.S. LNG Exports. Office of Fossil Energy and Carbon Management (online 

verfügbar).

7 Die US-Pro-Kopf-Treibhausgasemissionen lagen 2023 bei 17,6 Tonnen CO2e pro Person; die 

deutschen bei 8,3 Tonnen CO2e (Platz 49). Vgl. Europäische Kommission(2024): Emissions Data-

base for Global Atmospheric Research (EDGAR), 2024 Report (online verfügbar).

8 Hier sind alle Treibhausgasemissionen ohne Landnutzungsveränderungen betrachtet. Vgl. 

UNFCCC (online verfügbar).

9 „The Long-Term Strategy of the United States: Pathways to Net-Zero Greenhouse Gas Emis-

sions by 2050”. Long-term strategy submitted to the UN Framework Convention on Climate 

 Change, November 2021 (online verfügbar).

Abbildung 3

US-Primärenergieverbrauch seit 2005
In Millionen Gigawattstunden

 













        











Quellen: Eigene Darstellung basierend auf Daten von EIA.

© DIW Berlin 2025

Fossile Energien machen mehr als 80 Prozent des US-Primärenergieverbrauchs aus. 
Der Anteil Erneuerbarer steigt nur langsam.

Abbildung 4

Preise für verschiedene Energieträger in den USA während 
der Amtszeiten von Donald Trump und Joe Biden
In US-Dollar pro Kilowattstunde

 













































































Quellen: Eigene Abbildung basierend auf Daten der Energy Information Administration für Erdgas (Henry Hub; online 
verfügbar), Rohöl (WTI: online verfügbar) und Benzin (All-grades Index; online verfügbar).

© DIW Berlin 2025

Die Energiepreise, insbesondere für Erdöl und Mineralölprodukte, waren während 
der Regierungszeit Bidens signifikant höher als vorher.

https://www.energy.gov/sites/default/files/2024-12/LNGUpdate_SummaryReport_Dec2024_230pm.pdf
https://www.energy.gov/sites/default/files/2024-12/LNGUpdate_SummaryReport_Dec2024_230pm.pdf
https://edgar.jrc.ec.europa.eu/report_2024
https://di.unfccc.int/time_series?_gl=1*w6tys8*_ga*MTM0OTM5NzYzOC4xNzI5MDgzODgz*_ga_7ZZWT14N79*MTczNTgxNzUyNS40LjAuMTczNTgxNzUyNS4wLjAuMA..
https://unfccc.int/sites/default/files/resource/US_accessibleLTS2021.pdf
http://www.eia.gov/dnav/ng/hist/rngwhhdd.htm
http://www.eia.gov/dnav/ng/hist/rngwhhdd.htm
https://www.eia.gov/dnav/pet/hist/RWTCD.htm
https://www.eia.gov/dnav/pet/hist/LeafHandler.ashx?n=PET&s=EMM_EPM0_PTE_NUS_DPG&f=W
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2024 neue nationale Klimaverpflichtungen veröffentlicht, 
sogenannte Nationally Determined Contributions (NDC). 
Dies war Teil der im Pariser Klimaabkommen vorgesehe-
nen regelmäßigen Aktualisierung der nationalen Klima-
verpflichtungen. Konkret wurden die bisher nur für 2030 
quantifizierten Ziele (Senkung der Emissionen um 50 bis 
52 Prozent im Vergleich zu 2005, also um circa 42 Prozent 
gegenüber 1990) für das Jahr 2035 fortgeschrieben. So sol-
len die USA ihre Emissionen gegenüber 2005 um 61 bis 
66 Prozent verringern, das entspricht einer Halbierung der 
Emissionen im Vergleich zu 1990. Dieser Emissionspfad 
wäre nicht ausreichend, um das 2-Grad-Ziel oder gar das 
1,5-Grad-Ziel zu erreichen.10 Angesichts der Trends der ver-
gangenen Jahre, insbesondere im Hinblick auf die Produk-
tion und den Verbrauch fossiler Energien, erscheint das 
Erreichen der Emissionsziele für 2030 und 2035 aber bereits 
heute wenig wahrscheinlich.

Industriepolitik als Hebel für Klima- und 
Umweltpolitik

Mit dem Inflation Reduction Act (IRA) und dem Infrastruc-
ture Investment and Jobs Act (IIJA)11 wurden während der 
Präsidentschaft von Biden große Investitionsprogramme 
beschlossen, die den klimafreundlichen Umbau der US-Wirt-
schaft fördern sollten. Mit den umfangreichen Paketen 
wurde unter anderem der Ausbau erneuerbarer Energien, 
Elektromobilität, Batterieherstellung, Wasserstofferzeugung 
und Technologien für Carbon Capture & Storage (CCS) und 
Carbon Capture & Use (CCU) gefördert.

Die Treibhausgasemissionen könnten mit dem IRA bis 2030 
um 32 bis 42 Prozent im Vergleich zu 2005 sinken, ohne den 
IRA würde die Reduktion voraussichtlich nur 24 bis 35 Pro-
zent betragen.12 Modellberechnungen für den 6. Sachstands-
bericht des Weltklimarats IPCC zeigen jedoch, dass zum 
Erreichen des 1,5-Grad- und selbst des 2-Grad-Ziels deut-
lich stärkere CO2-Einsparungen notwendig wären (Abbil-
dung 5). Diese müssten sofort einsetzen, was jedoch unre-
alistisch ist. Vielmehr ergeben die Modellrechnungen auch, 
dass bei einem Aussetzen der klimapolitischen Maßnahmen 
sogar noch weiteres Steigerungspotenzial der Treibhausgas-
emissionen besteht, weil die USA ihre Nutzung fossiler 
 Energien sogar ausbauen könnten (Szenario „Drill, baby, 
drill“). Ein solches Szenario entspricht den Erwartungen 
für die Amtszeit von Trump, der mit Maßnahmen wie der 
Ausweitung von Förderlizenzen auf öffentlichem Land die 
Förderung von Öl und Gas weiter steigern will.

10 Vgl. beispielsweise die Analyse des Climate Action Trackers (online verfügbar).

11 Der „Infrastructure and Jobs Act” (IIJA) ist auch unter der Bezeichnung überparteiliches Infra-

struktur-Gesetz (Bipartisan Infrastructure Law, BIL) bekannt (online verfügbar). Er wurde Ende 2021 

verabschiedet.

12 Die Bandbreite der Emissionsänderungen ergibt sich durch unterschiedliche Annahmen für 

die Entwicklung der Energiepreise, der Kosten für erneuerbare Energien und Elektromobilität und 

für das Wirtschaftswachstum. Siehe John Larsen et al. (2022): A Turning Point for US Climate Pro-

gress: Assessing the Climate and Clean Energy Provisions in the Inflation Reduction Act. Rhodium 

Group (online verfügbar).

Starke Abhängigkeit von Kohle und Gas in 
republikanischen Bundesstaaten

Die USA sind ein noch stärker ausgeprägter föderaler Staat 
als Deutschland. Umweltschutz wird nicht nur auf nationa-
ler Ebene, sondern auch von den Bundesstaaten betrieben. 
Einzelne Bundesstaaten und Städte waren auch während der 
ersten Präsidentschaft von Trump mit progressiver Umwelt- 
und Klimaschutzpolitik vorangegangen.13 Kalifornien hat 
bereits seit den 1970er Jahren eine Vorreiterrolle für den 
Umweltschutz in den USA. Eine Vielzahl von Bundesstaa-
ten hat sich außerdem zu Emissionsreduktionszielen ihrer 
Volkswirtschaften, 100-Prozent-Erneuerbare-Energie-Zielen 
und Null-Emissions-Kraftfahrzeugstandards verpflichtet.14

Einige demokratische Bundesstaaten wie Kalifornien, Ore-
gon und Washington sowie ein Zusammenschluss aus elf 
Ostküstenstaaten haben regionale Emissionshandelssys-
teme mit CO2-Preisen implementiert. Gleichzeitig kann 
davon ausgegangen werden, dass die mehrheitlich republi-
kanisch wählenden Bundesstaaten überdurchschnittlich vom 

13 So haben sich beispielsweise mehr als 300 Städte im Verbund „Climate Mayors“ zusammen-

gefunden und bereits kurz nach der Wahl angekündigt, sich weiterhin für Klimaschutz einzusetzen 

(online verfügbar).

14 Siehe auch IEA (2024): United States 2024. Energy Policy Review. International Energy Agency, 

21 ff. (online verfügbar).

Abbildung 5

Emissionsszenarien für die USA
In Megatonnen CO2-Äquivalent pro Jahr

 





















       









Anmerkungen: Alle Szenarien basieren auf Berechnungen des Modells GCAM 5.3. Der Korridor des 1,5-Grad- Szenarios 
basiert auf den Maximal- und Minimalwerten aller C1-Szenarien, der Korridor des 2-Grad-Szenarios auf den Maximal- 
und Minimalwerten aller C3-Szenarien. „Drill,baby,drill“: Szenario C7: Begrenzung der Erwärmung auf vier Grad 
(über 50 Prozent) (R_BAU), „Bisherige Politikmaßnahmen“: Szenario C7: Begrenzung der Erwärmung auf vier Grad 
(überr 50 Prozent) (NGFS2_Current Policies).

Quellen: Eigene Abbildung basierend auf Daten des IPCC.

© DIW Berlin 2025

Für effektiven Klimaschutz in 1,5- oder 2-Grad-Szenarien müssten die USA jetzt 
schnell beginnen, ihre Treibhausgasemissionen zu reduzieren.

https://climateactiontracker.org/countries/usa/2035-ndc/
https://www.govinfo.gov/content/pkg/COMPS-16776/uslm/COMPS-16776.xml
https://rhg.com/research/climate-clean-energy-inflation-reduction-act/
https://www.climatemayors.org/
https://www.iea.org/reports/united-states-2024
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Atomenergie: Bemühungen um „Renaissance“ 
ohne echte Umsetzungschancen

Von der Präsidentschaft Trumps ist zu erwarten, dass Ver-
suche zur Wiederbelebung der Atomenergie fortgesetzt 
beziehungsweise sogar verstärkt werden. In diesem Punkt 
sind die Unterschiede zwischen der Biden- und der Trump- 
Regierung geringer als bei Erneuerbaren oder dem Kohleaus-
stieg. Traditionell bauen die USA seit Jahrzehnten auf Atom-
energie im Energiemix (Abbildung 1).16 Mit noch 94 Kern-
kraftwerken in Betrieb, die 2023 mit 753 Terawattstunden 
(TWh) Strom 18 Prozent des Strommixes erzeugten, sind die 
USA mit Abstand der weltweit größte Produzent. Allerdings 
lag der Boom des Kernkraftwerkbaus in den 1970er Jahren, 
sodass der US-Kernkraftwerkspark heute mit einem Durch-
schnittsalter von 43 Jahren zu den ältesten weltweit gehört.

Die seit den 1990er Jahren laufenden Bemühungen um eine 
„Renaissance“ der Atomenergie haben keine merklichen 
Effekte gehabt. So ist von den circa 20 im Energiegesetz von 
2005 geplanten Kernkraftwerken lediglich eines in Vogtle 
(Georgia) ans Netz gegangen – und auch dieses mit erheb-
licher Zeit- und Kostenüberschreitung.17

Es ist davon auszugehen, dass Bemühungen um Laufzeit-
verlängerungen sowie in Richtung Neubau von Kernkraft-
werken weiter forciert werden. Bereits im IRA wurden hier-
für erhebliche Mittel bereitgestellt.18 In jüngerer Zeit for-
dern insbesondere die Unternehmen der Digitalbranche 
(wie Microsoft, Google, Amazon), angesichts ihres steigen-
den Stromverbrauchs den Bau neuer, angeblich kostengüns-
tiger Kernkraftwerke.19

Bei der Betrachtung internationaler Trends und des gerin-
gen Interesses der für Neubauten zuständigen Energie- und 
Anlagenbauer ist jedoch eher zu erwarten, dass die Erzeu-
gung von Atomstrom in den USA mittelfristig rückläufig sein 
wird und es nicht zu signifikanten Neubauvorhaben kommt. 
Bei den laufenden Kernkraftwerken aus den 1970/80er Jah-
ren sind zwar Laufzeitverlängerungen im Gespräch, jedoch 
sind diese sowohl in den Betriebskosten als auch den not-
wendigen Ertüchtigungen kostenintensiv, sodass sie nur 
durch hohe Subventionen am Leben erhalten werden kön-
nen. Neubauprojekte mit der derzeit dominanten Techno-
logie (Leichtwasserreaktoren) gibt es bisher nicht, und die 

16 Vgl. Mycle Schneider et al. (2024): The World Nuclear Industry Status Report 2024,  Mycle 

Schneider Consulting (online verfügbar), Energy Information Administration (2024): Nuclear 

 Energy in Monthly Energy Review November (online verfügbar).

17 Vgl. Power Magazine (2023): Plant Vogtle: Not a Star, but a Tragedy for the People of Georgia. 

POWER Magazine vom 11. August 2023 (online verfügbar).

18 Vgl. Nahuel Guaita und Jason K. Hansen (2024): Analyzing the Inflation Reduction Act and the 

Bipartisan Infrastructure Law for Their Effects on Nuclear Cost Data. INL Report 23-72925 (online 

verfügbar).

19 Vgl. Soto Gonzalez et al. (2024): Powering Data Centers with Clean Energy: A Techno- Economic 

Case Study of Nuclear and Renewable Energy Dependability (online verfügbar). Auch Elon Musk, 

Berater von Trump, hat sich vielfach für den Ausbau von Kernkraft ausgesprochen (online 

 verfügbar).

IRA profitiert haben, zum Beispiel durch die Förderung des 
Ausbaus erneuerbarer Energien (Abbildung 6).

Dennoch sind die republikanischen Bundesstaaten deutlich 
abhängiger von fossilen Energien als die meisten demokrati-
schen Bundesstaaten. Dies betrifft zum einen die Produktion 
fossiler Energien wie Öl, Gas und Kohle, zum anderen aber 
auch deren Nutzung, wie eine Analyse anhand der Standorte 
von Kohle- und Gaskraftwerken zeigt (Abbildung 7). So wird 
ein fossiler Lock-in deutlich, also eine langfristige Abhän-
gigkeit sowohl der Stromerzeugung als auch von Arbeits-
plätzen und anderen wirtschaftlichen Faktoren wie Steuer-
einnahmen, der insbesondere die republikanischen Bundes-
staaten und die bisherigen Swing States betrifft, die 2024 alle 
republikanisch gewählt haben. Die Erzeugung aus den aktu-
ell laufenden Kohlekraftwerken wird zwar selbst bei einer 
konservativ angenommenen Lebensdauer von 70 Jahren 
stetig weiter abnehmen. Zudem werden bereits seit Jahren 
keine neuen Kohlekraftwerke mehr gebaut.15 Die Kapazitä-
ten zur Verstromung von Erdgas sind in den vergangenen 
15 Jahren aufgrund des Schiefergasbooms stark gestiegen 
und liegen mit über 66 GW auf einem sehr hohen Niveau. 
Wenn diese weiterhin zur Stromerzeugung genutzt werden, 
sind selbst mit konservativen Annahmen wie einer durch-
schnittlichen Kapazitätsauslastung von 40 Prozent große 
Mengen an Emissionen für die nächsten Jahrzehnte festge-
schrieben, die überwiegend in den republikanischen Bun-
desstaaten anfallen.

15 Vgl. Christian Hauenstein und Franziska Holz (2021): The U.S. Coal Sector between Shale Gas 

and Renewables: Last Resort Coal Exports? Energy Policy, Vol. 149, 112097 (online verfügbar).

Abbildung 6

Durchschnittliche Pro-Kopf-Investitionen in erneuerbare 
Energien seit Einführung des Inflation Reduction Acts 
Mitte 2022
Durchschnittliche Pro-Kopf-Investitionen im Jahr 2023 in US-Dollar

 









Anmerkungen: Die Daten umfassen den Zeitraum vom dritten Quartal 2022 bis zum zweiten Quartal 2024. Die Auf-
teilung der Bundesstaaten erfolgte anhand der Ergebnisse der Präsidentschaftswahl 2024.

Quellen: Eigene Darstellung basierend auf Daten von Lily Bermel et al. (2024): Clean Investment Monitor: Tallying the 
Two-Year Impact of the Inflation Reduction Act (online verfügbar).

© DIW Berlin 2025

In republikanischen Bundesstaaten waren die Pro-Kopf-Investitionen in erneuer bare 
Energien in den letzten vergangenen Jahren um ein Drittel höher als in demokrati-
schen.

https://www.worldnuclearreport.org/IMG/pdf/wnisr2024-v2.pdf
https://www.eia.gov/totalenergy/data/monthly/pdf/sec8_3.pdf
https://www.powermag.com/blog/plant-vogtle-not-a-star-but-a-tragedy-for-the-people-of-georgia/
https://www.osti.gov/biblio/2335485
https://www.osti.gov/biblio/2335485
https://www.osti.gov/biblio/2438321
https://www.ingenieur.de/fachmedien/vdi-energie-umwelt/umwelt/energie/irrt-elon-musk-warum-moderne-kernenergie-keine-alternative-ist/
https://www.ingenieur.de/fachmedien/vdi-energie-umwelt/umwelt/energie/irrt-elon-musk-warum-moderne-kernenergie-keine-alternative-ist/
https://doi.org/10.1016/j.enpol.2020.112097
https://cdn.prod.website-files.com/64e31ae6c5fd44b10ff405a7/66b2bf45bd0dd034beefb5bd_Clean Investment Monitor_Tallying the Two-Year Impact of the Inflation Reduction Act.pdf


53DIW Wochenbericht Nr. 4/2025

US-ENERGIE- UND KLIMAPOLITIK

letzten von den USA oder von US-Firmen gebauten Kern-
kraftwerke benötigten erhebliche Subventionen.20

Als Alternativen zu den Leichtwasserreaktoren werden in 
den USA (und auch anderswo) derzeit zwei Entwicklungen 
diskutiert, die jedoch ebenfalls nicht für eine höhere Bedeu-
tung von Atomenergie im US-Strommix sorgen dürften:21 
SMR-Konzepte (Small Modular Reactors) werden als mög-
liche Alternative zu Reaktoren mit höheren Leistungen seit 
circa 2010 besonders in den USA mit Nachdruck gefördert. 
Allerdings ist bis heute keines zur Stromerzeugung kom-
merziell verfügbar.22 Selbst Pilotprojekte wurden jüngst abge-
brochen beziehungsweise haben Schwierigkeiten bei der 
Umsetzung.23 Auch wenn es in Zukunft einzelne Demons-
trationsprojekte geben sollte, ist die Errichtung einer Viel-
zahl von wettbewerbsfähigen Reaktoren mit geringer Leis-
tung nicht zu erwarten.24

Darüber hinaus läuft eine Diskussion zu sogenannten neuar-
tigen Reaktorkonzepten (SNR).25 Dies bezieht sich insbeson-
dere auf Weiterentwicklungen des in den 1960er Jahren ent-
wickelten Brüterreaktors.26 Auch bezüglich dieser „neuen“ 
Reaktorklasse gilt, dass ein systemweiter Durchbruch wegen 
technischer und ökonomischer Mängel nicht zu erwarten 
ist, selbst wenn einige wenige Demonstrationskraftwerke in 
den nächsten Jahrzehnten gebaut werden sollten.

Rückwärtsgewandte Energie- und Klimapolitik 
unter Trump zu erwarten

Es ist zu erwarten, dass Trump sowohl die Produktion als 
auch die Nutzung fossiler Energien in den USA stärken 
und erneuerbare Energien und Elektromobilität schwä-
chen wird. Er dürfte wie schon in seiner ersten Amtszeit 
Umweltregulierungen und klimapolitische Maßnahmen 
zurückdrängen, auch indem er Posten in Regierung, Ener-
gieministerium und Umweltbehörde mit Klimawandel-
leugner*innen besetzt. Nunmehr liegt mit dem Programm 
seiner ultra-konservativen Berater, dem sogenannten Pro-
ject 2025, ein konkreter und sehr detaillierter Fahrplan für 

20 Vgl. Geoffrey Rothwell (2022): Projected Electricity Costs in International clear Power Markets. 

Energy Policy 164 , Mai (online verfügbar), Jens Weibezahn und Björn Steigerwald (2024): Fission 

for Funds, Energy Policy 195 (online verfügbar).

21 Vgl. Alexander Wimmers et al. (2023): Ausbau von Kernkraftwerken entbehrt technischer und 

ökonomischer Grundlagen. DIW Wochenbericht Nr. 10, 111–121 (online verfügbar).

22 Vgl. Sara Boarin et al. (2021): Economics and Financing of Small Modular Reactors (SMRs). In 

Handbook of Small Modular Reactors, 2nd ed., 241–278 (online verfügbar).

23 So wurde beispielsweise 2024 das Projekt von NuScale in Utah wegen geringer Erfolgschan-

cen abgebrochen, vgl. Reuters vom 9. November 2023: NuScale ends Utah project, in blow to US 

nuclear power ambitions (online verfügbar). Bei weiteren Projekten fehlen die Zulassung oder 

Nachfrager.

24 Siehe Christoph Pistner et al. (2021): Sicherheitstechnische Analyse und Risikobewertung 

 einer Anwendung von SMR-Konzepten (online verfügbar) sowie Björn Steigerwald et al. (2023): Un-

certainties in Estimating Production Costs of Future Nuclear Technologies: A Model-Based Analysis 

of Small Modular Reactors (online verfügbar).

25 Vgl. Christoph Pistner et al. (2024): Analyse und Bewertung des Entwicklungsstands, der Si-

cherheit und des regulatorischen Rahmens für sogenannte neuartige Reaktorkonzepte. BASE – 

Forschungsberichte zur Sicherheit der nuklearen Entsorgung, BASE-018/24 (online verfügbar).

26 Christian von Hirschhausen (2022): Nuclear Power in the Twenty-first Century (Part II) – The 

Economic Value of Plutonium. DIW Discussion Paper 2011 (online verfügbar).

Trumps Präsidentschaft vor, der deutlich schnellere Entwick-
lungen als während seiner ersten Amtszeit erwarten lässt.27

Eine komplette Rückabwicklung der Förderungen der grü-
nen Wirtschaft im Rahmen des IRA ist jedoch eher unwahr-
scheinlich, weil auch republikanische Staaten vom IRA pro-
fitieren (Abbildung 6).

Für die internationale Klimapolitik ist Trumps Wahl ein 
Problem. Ein neuerlicher Ausstieg aus dem Pariser Klima-
abkommen, wie Trump ihn 2019 schon einmal verfügt hat, 
ist wahrscheinlich.28 Zusätzlich könnte er dieses Mal sogar 

27 Vgl. Webseite Project 2025 (online verfügbar). Es handelt sich dabei nicht um ein Programm 

von Trump selbst, sondern es wurde von einer Gruppe Berater erstellt. Die ersten Ankündigungen 

von Trump seit seiner Wahl stimmen jedoch zu einem Großteil mit den Politikmaßnahmen im „Pro-

ject 2025“ überein.

28 Siehe u. a. Reuters (2024): Trump prepares to withdraw from Paris climate agreement, NYT 

 reports. 8. November 2024 (online verfügbar).

Abbildung 7

Aktuelle und künftige Stromerzeugung aus Erdgas- und 
Kohlekraftwerken in demokratischen und republikanischen 
Bundesstaaten
In Gigawattstunden

 





























            

            







Quellen: Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Kraftwerksdaten der Energy Information Administration (online 
verfügbar). 

Anmerkungen: Fortschreibung der Kapazitätsauslastung (45 Prozent für Kohlekraftwerke, 40 Prozent für Gaskraft-
werke) und der Lebensdauer (60 Jahre Gas, 70 Jahre Kohlekraftwerke) angenommen. Zuordnungen der Bundes-
staaten auf Basis der Ergebnisse der Präsidentschaftswahl 2024. Die Swing States waren Arizona, Georgia, Michigan, 
Nevada, North Carolina, Pennsylvania, Wisconsin.

© DIW Berlin 2025

Die überwiegende Mehrheit der fossilen Kraftwerke, insbesondere der Kohlekraft-
werke,  sowie in den Swing States, die 2024 alle republikanisch gewählt haben.

https://doi.org/10.1016/j.enpol.2022.112905
https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0301421524004026?via%3Dihub
https://www.diw.de/de/diw_01.c.867887.de/publikationen/wochenberichte/2023_10_1/ausbau_von_kernkraftwerken_entbehrt_technischer_und_oekonomischer_grundlagen.html
https://doi.org/10.1016/B978-0-12-823916-2.00010-2
https://www.reuters.com/business/energy/nuscale-power-uamps-agree-terminate-nuclear-project-2023-11-08/
https://www.base.bund.de/SharedDocs/Downloads/BASE/DE/berichte/kt/gutachten-small-modular-reactors.pdf?__blob=publicationFile&v=6.
https://doi.org/10.1016/j.energy.2023.128204
https://www.base.bund.de/SharedDocs/Downloads/BASE/DE/fachinfo/fa/Abschlussbericht_neuartige_Reaktorkonzepte_2024.pdf?__blob=publicationFile&v=5.
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.846420.de/dp2011.pdf
https://www.project2025.org/
https://www.reuters.com/business/environment/trump-prepares-withdrawing-paris-climate-agreement-nyt-reports-2024-11-08/
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aus der UN-Klimarahmenkonvention (UNFCCC) ausstei-
gen, sodass die USA auf unbestimmte Zeit nicht an globa-
len Klimaverhandlungen teilnehmen würden und als wichti-
ger Geldgeber wegfielen. Der spätere Wiedereinstieg würde 
enorm schwierig werden, da dafür eine Mehrheit in Senat 
und Repräsentantenhaus nötig wäre.

Für die Klimaverhandlungen der nächsten Jahre wäre der 
Wegfall der USA problematisch, da sich dann womöglich 
auch andere Länder wie China, Indien oder Argentinien 
nicht mehr zu Klimaschutz verpflichtet sähen. Die USA 
sind als einer der größten Treibhausgasverursacher für die 
internationalen Klimaverhandlungen sehr wichtig. Wenn sie 
wegfallen, verfestigt sich die globale Klimakrise und selbst 
das 2-Grad-Ziel könnte unerreichbar werden. Allerdings 
sind die USA nur selten in der Geschichte in Sachen Klima-
schutz vorangegangen, so dass ihr Ausstieg nicht zwangsläu-
fig ein Ende der globalen Klimaschutzbemühungen bedeu-
ten muss.

Fazit: Klimapolitische Lösungen ohne die USA 
finden

Die EU sollte angesichts der zweiten Amtszeit Trumps nicht 
auf das niedrige Ambitionsniveau der USA zurückfallen, 
sich also nicht auf einen Unterbietungswettlauf einlassen. 
Auch beim industriepolitischen Wettbewerb darf die EU 
die Klimapolitik nicht aus den Augen verlieren. Deutsch-
land und Europa sollten vielmehr am Green Deal festhal-
ten und finanzielle Anreize für grüne Märkte erhöhen. Die 
„Important Projects of Common European Interest“ (IPCEI) 
sollten ausgeweitet werden, mit denen gezielt Unterneh-
men aus Zukunftsbereichen wie erneuerbare Energien, 

Batterieherstellung sowie Smart- und Clean-Technologien 
unterstützt werden. Derartige Technologien sind weltweit 
gefragt. Wenn die USA als Handelspartner wegen hoher 
Zölle eher ausfallen, sind andere trotzdem mehr interessiert.

Die Bedingungen für grüne Unternehmen werden sich in 
den USA höchstwahrscheinlich verschlechtern. So könn-
ten jetzt Unternehmen aus den USA angelockt oder zurück-
geholt werden. Dadurch könnte die deutsche Wirtschaft 
insgesamt profitieren und gestärkt werden. Die Präsident-
schaft Trumps bietet die Chance, dass Deutschland in den 
Clean-Tech-Sektoren und -Unternehmen an alte Wettbe-
werbsvorteile anknüpfen und diese zurückholen kann, wenn 
hierzulande die Rahmenbedingungen stimmen und anders 
als in den USA politische Verlässlichkeit vorherrscht. Inves-
titionen in emissionsfreie Technologien tragen zur dringend 
notwendigen Modernisierung der Industrie durch Innova-
tionen bei. So werden langfristig Wettbewerbsvorteile und 
zukunftsfähige Jobs geschaffen. Wenn die USA diese schon 
aufs Spiel setzen, sollte Deutschland es besser machen.

Gleichzeitig sollte Deutschland seinen eigenen Ausstieg aus 
fossilen Energien konsequent verfolgen und deswegen nicht 
langfristig auf LNG setzen, also keine Langfristverträge mit 
US-Anbietern abschließen, die dort zu weiteren Investitio-
nen in die Gasförderung und -verflüssigung führen. Atom-
energie ist keine Option, weil sie teuer ist, sehr lange Bau-
zeiten benötigen würde und mit erheblichen ökologischen 
Herausforderungen der Entsorgung behaftet ist. Entschei-
dungsträger*innen in Deutschland und der EU sollten trotz 
der zu erwartenden Rückschritte in der US-Bundesklima-
politik im Kontakt mit US-Partnern bleiben, insbesondere 
in den progressiven Bundesstaaten und Städten.

JEL: Q58, Q48, Q38

Keywords: USA, energy policy, climate policy
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Das vollständige Interview zum Anhören finden Sie auf  
www.diw.de/interview

1. Frau Kemfert, welche Energie- und Klimapolitik ist unter 

dem neuen US-Präsidenten Donald Trump zu erwarten? 

Unter dem neuen Präsidenten Donald Trump ist leider eine 

Klimapolitik zu erwarten, die nicht sehr ambitioniert oder 

sogar rückwärtsgewandt ist. Donald Trump ist ein ausge-

sprochener Klimaskeptiker. Schon in seiner ersten Amtszeit 

gingen einige Entwicklungen in die falsche Richtung. Er ist 

aus dem internationalen Klimaabkommen von Paris aus-

gestiegen, im Land wurde die Klimapolitik blockiert und die 

Behörden wurden vielfach mit Klimaskeptiker*innen besetzt. 

Deshalb ist da leider nicht allzu viel zu erwarten.

2. Unter der Regierung von Joe Biden wurden große 

Investitionsprogramme, zum Beispiel der Inflation 

Reduction Act (IRA), beschlossen, die den klimafreund-

lichen Umbau der US-Wirtschaft fördern sollten. Ist das 

unter Trump alles hinfällig? Wir denken, dass es eher 

unwahrscheinlich ist, dass der Inflation Reduction Act und 

damit die grüne Wirtschaft komplett rückabgewickelt wird, 

insbesondere weil auch einige republikanische Staaten da-

von profitieren und es damit auch um Arbeitsplätze und die 

Wirtschaft geht. Aber sicherlich wird man versuchen, eher 

die fossile Industrie und die fossilen Energien zu stärken und 

weniger die grünen Märkte, sodass diese leiden oder sogar 

auch reduziert werden könnten.

3. Welche Rolle spielen die erneuerbaren Energien in den 

USA? In den USA spielen die erneuerbaren Energien keine 

große Rolle, insbesondere nicht im Vergleich zu Deutsch-

land. Der Anteil liegt bei etwa 8,4 Prozent der Primärener-

giegewinnung. Das ist relativ wenig, aber dennoch gab es 

in den letzten Jahren eine Steigerung. In einigen Staaten 

gibt es auch ambitionierte Erneuerbare-Energien-Ziele. Das 

macht sich auch auf Bundesebene bemerkbar.

4. Wie wichtig ist der US-Kurs für den globalen Klima-

schutz? Der US-Kurs ist sehr wichtig für die internationale 

Klimapolitik. Die USA sind einer der größten CO
2
-Emittenten 

der Welt, deshalb müssen auch im eigenen Land die Emis-

sionen gesenkt werden. Aber auch für die internationalen 

Ambitionen sind die USA wichtig. Auf der internationalen 

Bühne droht Trump wie schon in seiner ersten Amtszeit, aus 

dem Pariser Klimaabkommen oder sogar noch schlimmer, 

aus der UNFCCC Rahmenkonvention auszusteigen. Das 

macht es für die internationalen Klimaschutzbemühungen 

sehr schwer, denn ohne die USA wird es enorm schwer, 

dass wir das 2-Grad-Ziel oder 1,5-Grad-Ziel überhaupt noch 

erreichen können.

5. Die USA haben sich 2021 unter Präsident Biden zum 

langfristigen Ziel der Klimaneutralität bis 2050 ver-

pflichtet. Wie realistisch ist das Erreichen dieses Ziels? 

Das Ziel der Klimaneutralität bis 2050 wird sehr schwer zu 

erreichen sein. Aller Voraussicht nach wird der Klimaschutz 

in Amerika und auch international vier Jahre verlieren. Das 

heißt, die Amerikaner werden es schwer haben, die eigenen 

Ziele zu erfüllen. Das ist für die USA, aber auch für die inter-

nationale Ebene hochproblematisch.

6. Wie sollte sich die EU angesichts dieser Lage in den 

USA in Sachen Klimaschutz und Klimapolitik verhalten? 

Europa sollte am Kurs der Klimapolitik festhalten und eine 

Strategie des „jetzt erst recht“ fahren. Das heißt, Europa soll-

te sich nicht auf die wenig ambitionierten Klimaschutzziele 

in Amerika herunterziehen lassen, sondern im Gegenteil 

auf den Green Deal setzen und auch die Wirtschaft stärken. 

Im Idealfall könnte es Europa schaffen, dass es die grünen 

Märkte so weit ausbaut, dass man aus Amerika auch Unter-

nehmen wieder anlocken kann, das wäre der Best Case.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Claudia Kemfert, Leiterin der Abteilung Energie, 

Verkehr, Umwelt im DIW Berlin
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Die Machtkonzentration der Tech-Konzerne wie Amazon, 

Google, Meta, Microsoft und, in neuer Form, des Tech-Imperi-

ums von Elon Musk hat enorme Ausmaße erreicht. Die Folgen 

sind gravierend, wie sich in den vergangenen Monaten gezeigt 

hat. Unternehmen, die einst als Innovationswunder gefeiert 

wurden, entwickeln sich zunehmend zu einer Bedrohung für 

Wettbewerb, Demokratie und Freiheit. Wie viel Macht darf sich 

in den Händen weniger konzentrieren? Und wie können wir die 

Grundprinzipien von Wettbewerb und Demokratie verteidigen?

Wettbewerb ist weit mehr als ein ökonomisches Instrument. 

Er ist, wie der Jurist Franz Böhm einmal sagte, „das genialste 

Entmachtungsinstrument der Geschichte“. Doch genau diese 

„Entmachtung“ widerspricht den Interessen der Tech-Giganten. 

Ihre Geschäftsmodelle bauen darauf, Märkte zu kontrollieren, 

Mitbewerber auszuschalten und sich über die Stärkung ihrer 

Ökosysteme unantastbar zu machen. Sie streben nicht nach 

Wettbewerb, sondern nach Dominanz. Oder wie es der libertäre 

US-Investor Peter Thiel formuliert: „Competition is for losers.“

Besonders besorgniserregend sind in diesem Zusammenhang 

die jüngsten Äußerungen von Mark Zuckerberg. Er drängte zum 

einen die US-Regierung, die EU-Kommission davon abzuhalten, 

Wettbewerbssanktionen gegen US-Technologiekonzerne zu 

verhängen. Zum anderen kündigte er an, auf seinen Plattformen 

auf Faktenchecks zu verzichten. Die erste Äußerung zeigt, wie 

sehr Meta bereit ist, wirtschaftliche und politische Interessen zu 

vermischen, um sich regulatorischer Kontrolle zu entziehen. Die 

zweite Entscheidung schafft Platz für Desinformation und mani-

pulative Kampagnen. Es ist ein Schritt, der die gesellschaftliche 

Verantwortung eines der größten sozialen Netzwerke der Welt 

ad absurdum führt.

Doch das Problem reicht noch weiter. Die ökonomische Macht 

dieser Konzerne ermöglicht es ihnen, direkten politischen Ein-

fluss zu nehmen. Mit Milliardenbudgets für Lobbyarbeit formen 

sie Gesetze zu ihren Gunsten, schwächen Regulierungsbehör-

den und gestalten die Rahmenbedingungen der digitalen Welt 

nach ihren Vorstellungen. Die Einmischung geht zudem über 

klassischen Lobbyismus hinaus: Unternehmer wie Elon Musk, 

Mark Zuckerberg oder Jeff Bezos nutzen ihre Plattformen und 

Medienimperien, um den politischen Diskurs aktiv zu beeinflus-

sen. Musk etwa steuert über X öffentliche Debatten, zensiert 

Inhalte nach Belieben und nutzt sie gezielt zur politischen 

Einflussnahme. Bezos besitzt die Zeitung Washington Post 

und kontrolliert damit einen der einflussreichsten politischen 

Meinungsbildner der USA.

Was hier entsteht, ist eine Plutokratie – eine Herrschaft der 

Reichen –, die die Grundprinzipien einer demokratischen Ge-

sellschaft bedroht. Demokratische Systeme leben von Vielfalt, 

Wettbewerb und Chancengleichheit. Wenn jedoch einige weni-

ge Konzerne sowohl die wirtschaftliche als auch die politische 

Agenda dominieren, wird diese Balance zerstört. Es besteht 

damit die Gefahr, dass politische Entscheidungen in bisher un-

gekanntem Ausmaß den Interessen derjenigen dienen, die das 

meiste Kapital und den größten Einfluss besitzen. Für die breite 

Gesellschaft bleibt wenig Raum, ihre Stimme einzubringen oder 

echte Alternativen zu entwickeln.

Die Konsequenzen sind offensichtlich: Eine Gesellschaft, die 

den Menschen nicht die Freiheit lässt, sich wirtschaftlich und 

politisch zu entfalten, kann nicht demokratisch sein. Wett-

bewerb ist ein Grundprinzip dieser Freiheit. Die laufenden 

Wettbewerbsverfahren gegen Google, Meta und Amazon sind 

ein erster Schritt, doch sie müssen konsequent zu echten 

Veränderungen führen. Es reicht aber nicht, Strafzahlungen 

zu verhängen oder Auflagen für Geschäftspraktiken aufzu-

erlegen; es braucht strukturelle Reformen, die den Wettbewerb 

wiederherstellen und Macht dezentralisieren. Wettbewerb ist 

das Mittel, um diese Konzentration aufzubrechen – ein Prinzip, 

das wir verteidigen müssen. Die Alternative wäre eine Welt, in 

der wirtschaftliche und politische Macht untrennbar miteinan-

der verschmelzen, gesteuert von einer Handvoll Unternehmen 

und ihren milliardenschweren CEOs. Eine solche Welt ist weder 

demokratisch noch frei.

Dieser Beitrag ist am 14. Januar 2025 bei Zeit Online erschienen.

Tomaso Duso ist Leiter der Abteilung Unternehmen 

und Märkte im DIW Berlin.  

Der Kommentar gibt die Meinung des Autors wieder.

Die neue Plutokratie: Wie Tech-
Giganten Demokratie und 
Wettbewerb bedrohen
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